

Musterbank
Musterstraße XX
XXXXX Musterstadt
Musterstadt, den  19. Mai 2014
Anspruch auf Herausgabe der Bearbeitungsgebühr und die darüber hinaus gezogenen Nutzen i.H.v. XXX, XX EUR
aus dem Darlehensvertrag vom XX. XXXX 20XX
Sehr geehrte Damen und Herren, 

am XX. XXXXX 20XX hatte ich bei Ihnen einen Darlehensvertrag i.H.v. XXXXX EUR aufgenommen. Der Darlehensvertrag belief sich auf eine Vertragslaufzeit von 84 Monaten, wobei die erste Darlehensrückzahlung am XX. XXXX 20XX i.H.v XXXX EUR fällig war. Die vollständige Darlehensrückzahlung erfolgte zum XX. XXXXX 20XX.

In dieser Darlehenssumme waren neben der Versicherung (XXX, XX EUR), dem Sollzinsen (XXXXX, XX EUR) auch eine Bearbeitungsgebühr i.H.v. XXX,XX EUR enthalten.

Hiermit nehme ich Bezug auf den BGH Urteil (Az.  XI ZR 405/12 und XI ZR 170/13) vom 13. Mai 2014
. Laut dem Urteil des BGH sind laufzeitunabhängige Entgelte Preisabreden, die einer Inhaltskontrolle bedürfen (vgl. § 307 Abs. 3 S. 1 BGB). 

Im Rahmen seiner Grundsatzentscheidung hat der BGH Bearbeitungsgebühren damit für unzulässig erklärt: die Bearbeitung des Darlehensvertrages stelle keine gesonderte (eine über die Hauptleistung der Bank aus dem Darlehensvertrag hinausgehende) Leistung für den Kunden dar. Die Prüfung der Bonität der Kunden, die Vertragserstellung, die Auszahlungskontrolle oder die Sicherstellung der Darlehensvaluta, stellen keine Sonderleistung für den Kunden dar, es handelt sich vielmehr um Tätigkeiten im Vermögensinteresse und im Rahmen der Erfüllung der Hauptpflicht aus dem Darlehensvertrag der Bank als Darlehensgeber. 

Nach der Rechtsprechung ist allgemein anerkannt unzulässig, Arbeiten in AGB zu „bepreisen“, wenn diese keine Diensthandlung für den Kunden darstellen, sondern vom Verwender – hier von der Bank – im eigenen Interesse durchgeführt werden. Ohnehin decken Banken ihre Kosten für die Kreditbearbeitung- und -auszahlung durch den Zins, den sie laufzeitabhängig bemessen (vgl. § 488 Abs. 1 S. 2 BGB). Die darüber hinausgehende zusätzliche Erhebung von Bearbeitungsgebühren seitens der Kunden kann nicht verlangt werden.

Danach sind bereits entrichtete oder noch zu entrichtende Bearbeitungsgebühren im Rahmen der Darlehensrückzahlung und darüber hinaus gezogenen Nutzen unverzüglich herauszugeben. Der Herausgabeanspruch resultiert aus § 812 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB, wonach Sie die Bearbeitungsgebühren durch meine Leistung i.H.v. XXX,XX EUR ohne Rechtsgrund erlangt haben. 

Ferner wird unter den über die Bearbeitungsgebühr hinaus gezogenen Nutzen nach dem BGH Urteil
 (Az. XI ZR 212/10) vom 7. Juni 2010 der Anspruch auf Erstattung  der von der Bank aus den ohne Rechtsgrund vereinnahmten Zinsbeträgen gezogenen Nutzungen gem. § 818 Abs. 1 BGB verstanden.

Danach sind Kreditinstitute zur Herausgabe tatsächlich gezogener Nutzungen nach § 818 Abs. 1 BGB verpflichtet, soweit ihnen Vermögenswerte – wie in diesem Fall – rechtsgrundlos zugeflossen sind, die sie wirtschaftlich nutzen konnten. Ist – wie hier – Geld der Gegenstand eines Anspruches aus ungerechtfertigter Bereicherung, sind die tatsächlich erlangten Zinsen seit der Entstehung des Anspruches herauszugeben.

Dabei entspricht es der Lebenserfahrung, dass Kreditinstitute vereinnahmte Gelder zinsbringend anlegen.
 Hierbei ist die Höhe der Bearbeitungsgebühr mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gem. § 288 Abs. 1 BGB zu verzinsen i.S.d. von Nutzungszinsen nach § 818 Abs. 1 BGB.

Ich fordere Sie daher unter der Bezugnahme auf die oben genannten Entscheidungen des BGH auf, dass bereits von mir am XX. XXX 20XX vollständig entrichtete Bearbeitungsentgelt ab Zahlung des Bearbeitungsentgelts für den oben genannten Darlehensvertrag, folglich vom XX. XXX 20XX nebst Zinsen i.H.v. von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz und dem berechneten Zinssatz aus dem Darlehensvertrag ab Zahlung des Bearbeitungsentgelts für das Darlehen

i.H.v. XXX, XX EUR

	311,03 EUR
	Bearbeitungsgebühr

	65,02 EUR
	Nutzungsentschädigung vom XX. XXXX 20XX bis zum 20. Juni 2014

	79,32 EUR
	X,XX % Zinssatz für den Zeitraum des Darlehensvertrages

	
	


unverzüglich, jedoch spätestens 

bis zum 20. Juni 2014

auf das folgende Konto zu überweisen:

Kontoinhaber: 
Max Mustermann

IBAN: 

DEXX XXXX XXXX XXXX XXXX XX

IBAC: 

XXXXXXX

Kreditinstitut: 
XXXXXXXXXX.

Geht die Überweisung der Bearbeitungsgebühr nebst Verzugszinsen nicht fristgerecht auf meiner Kontoverbindung ein, siehe ich mich gezwungen meinen Herausgabeanspruch aus §§ 812 Abs. 1 S. 1 Fall 1, 818 Abs. 1 BGB gerichtlich durchzusetzen.

Ich hoffe daher sehr, dass wir eine außergerichtliche Lösung finden werden und bedanke mich bei Ihnen im Voraus. 

Mit freundlichen Grüßen

Max Mustermann 
� BGH Urteil vom 13. Mai 2014 (Az. XI ZR 405/12 und XI ZR 170/13) - � HYPERLINK "http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=67682&linked=pm" �http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=67682&linked=pm�. 


� BGH Urteil vom 7. Juni 2011 (Az. XI ZR 212/10) -  � HYPERLINK "http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=56741&pos=0&anz=1" �http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=56741&pos=0&anz=1�. 


� BGH Urteil vom 7. Juni 2011 (Az. XI ZR 212/10), Rn. 22ff. -  � HYPERLINK "http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=56741&pos=0&anz=1" �http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=56741&pos=0&anz=1�; Senatsurteile vom 12. Mai 1998 (Az. XI ZR 79/97), WM 1998, 1325, 1326 und vom 14. Mai 2002  (Az. XI ZR 148/01), juris Rn. 23, jeweils mwN)
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